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Meinungen Freitag, 9. Februar 2024

Die Renteninitiative will das  
Rentenalter auf 66 Jahre anhe- 
ben und anschliessend an die  
Lebenserwartung der 65-Jähri- 
gen koppeln.

1. Antidemokratisch: Die  
Initiative würde das Renten- 
alter automatisch an die Le- 
benserwartung der 65-Jährigen  
koppeln. Weder der Bundes- 
rat noch das Parlament, ge- 
schweige denn die Schwei- 
zer Bevölkerung könnten sich  
für oder gegen eine Erhö- 
hung des Rentenalters ausspre- 
chen. Politische Abwägungen  
zur Festsetzung des Renten- 
alters wären nicht mehr mög- 
lich und die aktuelle Lage auf  
dem Arbeitsmarkt könnte nicht  
berücksichtigt werden.

2. Ungerechtigkeiten zwischen  
den Jahrgängen: Die Rentenini- 
tiative will das Rentenalter an  
die durchschnittliche Lebenser- 
wartung der 65-Jährigen knüpfen.  
Die Lebenserwartung kann je- 
doch jährlich stark schwanken,  
weil z.B. Grippewellen die Le- 
benserwartung dieser Altersgrup- 
pe beein)ussen. Je nach Schwan- 
kung ist es möglich, dass ein Ar- 
beitnehmer zwei Monate länger  
arbeiten muss als sein Kollege,  
der ein Jahr älter ist, und auch  
zwei Monate länger als seine  
Kollegin, die ein Jahr jünger ist.  
Das führt zu grossen Ungerech- 
tigkeiten zwischen den einzelnen  
Jahrgängen.

Antidemokratisch und ungerecht! 
Nein zur Renteninitiative!

Dario Plaschy, Varen

Leserbrief

Natürlich, ich habe an der neu- 
en Verfassung mitgeschrieben.  
Auch deshalb würde es mich  
sehr freuen, wenn sie am 3.  
März angenommen wird. Ich  
stehe von ganzem Herzen hin- 
ter dem Entwurf. Er ist mutig  
und bildet unsere Lebensreali- 
täten ab. Die neue Verfassung  
enthält so viele gute Bestim- 
mungen, dass ich über die paar  
Artikel, die ich nicht gut +nde,  
hinwegsehen kann.

Das Oberwallis komme  
zu kurz, heisst es. Nun,  
der doch sehr humanistische  
Grundrechtskatalog, die Arti- 
kel zu Nachhaltigkeit und Kli- 
maschutz, die umfassende Fa- 
milienpolitik, Wirtschaftsförde- 
rung etc., all diese Artikel gelten  
auch für das Oberwallis. Wenn  
man dem Diskurs folgt, könn- 
te man den Eindruck gewinnen,  
diese würden nur westlich der  
Raspille umgesetzt.

Sollten wir nicht unseren  
Kantonsteil zum Wohnen at- 

traktiver machen und dafür sor- 
gen, dass die Menschen hier- 
bleiben und hierhin ziehen wol- 
len, statt unsere Energie in  
Forderungen nach Schutzme- 
chanismen verpu,en zu las- 
sen? Altbewährtes wie die Be- 
zirke und Präfekten werde  
abgescha,t, heisst es. Wenn  
neu die Regionen die Wahl- 
kreise bilden, kann ich aber  
mehr Grossräte/-innen wäh- 
len. Nämlich die der ganzen  
Region und nicht mehr nur  
die des Bezirks. Und sollten  
wir heute nicht weiterdenken?  
In Regionen, die koordiniert  
werden, statt von Präfekten  
repräsentiert?

Es ist Zeit, die Oberwalliser  
Kleingeistigkeit abzulegen und  
grösser zu denken. Hierzu legt  
die neue Verfassung wichtige  
Grundsteine. Sagen wir also Ja  
am 3. März.

Es ist Zeit, die Oberwalliser 
Kleingeistigkeit abzulegen

Danica Zurbriggen Lehner 
Zermatt

Leserbrief

Die nüchtern-sachliche Analy- 
se des Entwurfs der Kantons- 
verfassung zeigt: Der eigentliche  
Grundzweck jeder Verfassungs- 
setzung, die Regelung staats- 
rechtlicher Normen in reiner  
Form, wurde verfehlt, da der  
Text zahlreichen weiteren Zwe- 
cken zudienen will. Auf Kos- 
ten der Bevölkerung schreibt der  
Verfassungsrat dem Kanton Wal- 
lis Aufgaben zu, die in die Kom- 
petenz des Bundes fallen. Ver- 
waltungsapparat und Sozialstaat  
werden ausgebaut, die Schaf- 
fung neuer Gesetze wird vor- 
gespurt. Für einige Verfassungs- 
rätinnen und -räte stellte das  
Projekt in erster Linie ein emo- 
tionales Spielfeld zur Durchset- 
zung individueller und partei- 
politischer Begehrlichkeiten dar.  
Neben der politisch-rechtlichen  
Schlüssigkeit ging deshalb auch  
der Gesamtblick auf die kurz-  
und mittelfristigen Realitäten im  
Wallis schlichtweg vergessen.

Mittlerweile wird aus Man- 
gel an durchschlagenden Argu- 
menten gegen die hohen Kos- 
tenfolgen die Umsetzbarkeit der  

im Entwurf enthaltenen Projek- 
te sogar vom Befürworter-Lager  
überwiegend als fraglich und an- 
fechtbar taxiert. Dies ist doch ein  
mehr als prägnanter Ausdruck  
für die Überladenheit der neu- 
en Verfassung. Wozu Elemente  
in die ranghöchsten Normen un- 
seres Staates einschreiben, wenn  
sie angeblich gar nicht verwirk- 
licht werden sollen? Dem Ge- 
samtstaatsrat – Befürworter Fa- 
vre präsentierte im Dezember  
2023 ein weiteres Mal Berech- 
nungen – ob der eigenen Ver- 
säumnisse der unseriösen Ar- 
beit zu bezichtigen, setzt die- 
ser verworrenen Argumentation  
schliesslich die Krone auf.

Wir sagen Nein zu einer  
Totalrevision, die zahllose zum  
Platzen verurteilte Luftschlös- 
ser und zweckferne Kuriositäten  
birgt: Modernisierung der Ver- 
fassung ja bitte, unbedingt so- 
gar, aber zwingend unter Berück- 
sichtigung der tatsächlichen Vo- 
raussetzungen, Möglichkeiten  
und Grenzen unseres Kantons.

Mit nüchterner Sachlichkeit 
gegen den emotionalen Overload

neo – Die sozialliberale Mitte

Parteienforum

Eine 13. AHV-Rente hört sich gut  
an, wäre sie auch, hätte man  
die +nanziellen Mittel dazu. Man  
rechnet schweizerisch mit 4 bis  
5 Milliarden Franken Mehrkos- 
ten pro Jahr. Also mit den vor- 
handenen Mitteln nicht +nanzier- 
bar, es braucht also neue Einnah- 
mequellen für die bereits +nanzi- 
ell gefährdete AHV. Für eine 13.  
AHV-Rente bleibt praktisch nur  
die Möglichkeit, die Mehrwert- 
steuer und die Lohnabzüge zu er- 
höhen. Sprich auf Kosten der jün- 
geren Generationen, ist das sozi- 
al? So wie Altersarmut ein Pro- 
blem ist, sind auch die Armuts- 
quoten der jüngeren Generatio- 
nen ein Problem. Ebenfalls ha- 
ben junge Familien bereits heute  
schon sehr hohe Ausgaben. Von  

Generationengerechtigkeit wäre  
dann keine Rede mehr, vor al- 
lem wenn man bedenkt, dass je- 
der die 13. AHV-Rente bekom- 
men würde und nicht nur dieje- 
nigen, die es nötig hätten. Bes- 
ser wäre hier, die Mindest-AHV- 
Rente zu erhöhen, es pro+tierten  
nur diejenigen, welche wirklich  
auf zusätzliches Geld angewie- 
sen sind. Und vor allem Rentner,  
die es nicht nötig haben, pro+tie- 
ren am meisten, indem sie qua- 
si mit dem Geldsack der berufs- 
tätigen Generationen auf Shop- 
pingtour gehen. Im Sinne der So- 
lidarität zwischen den Generatio- 
nen stimmen auch Sie Nein zur  
13. AHV-Rente.

Auf Kosten der jüngeren 
Generationen – Nein zur 13. AHV

Leo Ruppen, Naters

Leserbrief

Auf die Petition der IG Touris- 
musfreundliches Winterdorf Zer- 
matt hat der Gemeinderat ent- 
schieden, leider ohne mit der  
IG ein Gespräch zu suchen.  
Die Antwort lautete, dass man  
situativ Salz einsetze und die  
Vorteile einer Schwarzräumung  
gegenüber den Nachteilen auf- 
grund der Erfahrungen überwie- 
gen. Tatsächlich wird nicht si- 
tuativ Salz eingesetzt, wie der  
Gemeinderat behauptet, son- 
dern )ächendeckend. Und zwei- 
tens vergleicht man die Situa- 
tion mit früher, wo man den  
Schnee 10 bis 20 Zentime- 
ter dick auf den Strassen lie- 
gen liess. Dies gab dann na- 
turgemäss «Gleise», welche für  
die Fahrzeuge höchst unan- 
genehm waren. Unserem Vor- 
schlag kann man jedoch ent- 
nehmen, dass der Schnee ge- 
räumt werden soll, dass der Fahr- 
betrieb problemlos abgewickelt 
werden kann. Konkret bedeutet  
dies, dass der Schnee geräumt  
werden soll, jedoch ohne Salz- 

einsatz, damit das Dorf bei jedem  
Schneefall nicht völlig verwüs- 
tet und verdreckt ist. Somit hät- 
te die Gemeinde die Möglichkeit,  
das Dorf zu p)egen, ein schönes  
Bild für Einheimische und Gäs- 
te abzuliefern. Bei Eisbildung  
kann situativ immer noch ge- 
pickelt, gekiest, Holzspäne ein- 
gesetzt werden oder eben auch  
Salz, wenn wirklich notwendig.  
Das Problem in Zermatt sind die  
dreckigen Strassen. Wenn auf  
diesen Dreck Salz gestreut wird,  
dann gibt es in Kombination mit  
Schnee die braun-schwarze Brü- 
he, welche nun wirklich niemand  
will. Fazit: Hände weg vom )ä- 
chendeckenden Salzeinsatz, so- 
lange dieser Dreck auf den Stras- 
sen vorherrscht! Es kann nicht  
sein, dass jede Autobahn und je- 
der Parkplatz sauberer als unser  
an und für sich schönes, auto- 
freies Dorf Zermatt ist. All unsere  
Gäste würden dies honorieren.

Winterdienst im Dorf Zermatt

IG Tourismusfreundliches 
Winterdorf Zermatt

Parteienforum

Den Verfassungsentwurf müsse  
man ablehnen, meint die Jun- 
ge Mitte Oberwallis. Ihre Begrün- 
dung: Die Verfassung belaste die  
kommenden Generationen, ihr  
werde bei einem Ja der künf- 
tige Handlungsspielraum einge- 
schränkt; eine Umsetzung der  
Verfassung würde (Zitat) «Res- 
sourcen entziehen, die für die 
Bewältigung der Herausforde- 
rungen der Zukunft benötigt wer- 
den». Haben Sie den Verfas- 
sungsentwurf überhaupt gelesen?  
Die Frage ist berechtigt, denn  
sie verdrehen die Aussagen der  
Verfassung in ihr Gegenteil.

Bereits die Präambel bringt  
den Willen zum Ausdruck, «un- 
sere Verantwortung gegenüber  
heutigen und zukünftigen Gene- 
rationen wahrzunehmen». Kon- 
kretisiert wird eine verantwor- 
tungsvolle Haltung in mehreren  
Artikeln der Verfassung.

Nehmen wir als Beispiel Ar- 
tikel 154 zur Energie: Kanton und  

Gemeinden sorgen für eine si- 
chere und ausreichende Ener- 
gieversorgung. Sie unterstützen  
die einheimische und erneu- 
erbare Energieerzeugung und  
-versorgung.

Wer gegen so etwas ist, kann  
kaum behaupten, für ein Wallis  
von morgen einzustehen.

Ein Ja zur Verfassung  
schränkt die Mittel für die künf- 
tige Energieversorgung keines- 
wegs ein, im Gegenteil, sie  
scha,t die Grundlage für de- 
ren Umsetzung und Förderung.  
Erst auf Gesetzesstufe wird  
über notwendige Massnahmen  
entschieden

Der Energie-Artikel ist nur  
einer von 190 Artikeln. Ich muss  
nicht mit allen hundertprozen- 
tig einverstanden sein. Dennoch  
stimme ich mit Überzeugung  
für ein Ja zu diesem zukunfts- 
gerichteten Entwurf.

Für ein «Wallis von morgen» – 
Ja oder Nein?

Edmund Steiner, Erschmatt

Leserbrief

... möchte ich eine AHV- 
Rente erhalten. Damit könn- 
te ich die exorbitant angestie- 
genen Krankenkassenprämien  
pünktlich bezahlen.

Die AHV funktioniert nach  
dem Versicherungsprinzip. Das  
bedeutet, jeder, der AHV-Beiträ- 
ge einzahlt, hat Anspruch auf ei- 
ne Rente, egal ob er arm oder 
reich ist.

Die Sicherung der AHV  
über Lohnprozente ist die ef- 
+zienteste Finanzierung, weil  
so 90 Prozent der Bevölke- 
rung mehr bekommt, als sie  
je einzahlt. Es sind also die  
Reichen, welche die 13. Ren- 
te +nanzieren, weil sie mehr  
in die AHV einzahlen. Abstos- 
send wirkt die verlogene Po- 
lemik über eine schwächeln- 
de AHV. Für eine gescheiterte  
Bank oder bei der Covid-Krise  
und der Ukraine-Krise hat der  

Bund Milliardenbeträge innert  
kurzer Zeit zur Verfügung ge- 
stellt. Bundesrat und Parlament  
waren jahrzehntelang nicht 
fähig oder nicht willens, die  
Gesundheitskosten in den Gri,  
zu bekommen. Infolge enorm  
steigender Krankenkassenprä- 
mien hat die breite Bevölke- 
rung immer weniger im Porte- 
monnaie. Viele Menschen schä- 
men sich, Ergänzungsleistun- 
gen oder Sozialhilfe zu bean- 
spruchen. Die AHV ist keine Be- 
dürftigkeitsrente! Die Bundes- 
verfassung verp)ichtet Bundes- 
rat und Parlament, dafür zu sor- 
gen, dass die AHV die Existenz- 
sicherung erfüllen kann.

Um den Kau2raftverlust zu  
kompensieren, ist der AHV- 
Zustupf ein berechtigtes und  
bezahlbares Anliegen.

13-mal im Jahr...

Ewald Wyss, Brig

Leserbrief

Im «Walliser Boten» vom 7.  
Februar erschien ein Leserbrief  
von Renata Werlen. Zwei Dinge 
stören mich daran:

1. Renata Werlen ist seit  
30 Jahren Unia-Gewerkschafts- 
sekretärin im Oberwallis. Das  
steht mit keinem Wort, ist aber  
für die Leserinnen und Leser  
wichtig zur Einordnung.

2. Was Frau Werlen zur 
Gesundheit der AHV sagt, ent- 
spricht schlicht nicht der Wahr- 
heit, respektive es entspricht  
teilweise der Wahrheit, aber  
eben nur teilweise. Das Volk  
wird an der Nase herumgeführt  
und bezüglich der Finanzsitua- 
tion der AHV bewusst fehlinfor- 
miert. Das Argument, dass die  
Reserven etwas darüber aus- 
sagen sollen, dass die AHV an- 
geblich «gesund» sein soll, ist  
manipulativ und schlicht falsch.  

Die AHV-Reserven müssen von  
Gesetzes wegen einer Jahres- 
reserve entsprechen. Ende 2022  
belief sich der Wert auf 98%  
der Normgrösse. Es ist unred- 
lich, die Ausgleichs- und Sicher- 
heitsreserven der AHV als Mass- 
stab für den +nanziellen Zu- 
stand der AHV beizuziehen. Ent- 
scheidend ist das Umlageergeb- 
nis (Einnahmen vs. Ausgaben),  
und das wäre mit einer 13. AHV- 
Rente für alle ab 2026 nega- 
tiv. Tendenz stark abfallend. Die  
Gründe sind unsere Demogra- 
+e – und eben die Zusatzbelas- 
tung einer 13. AHV-Rente für al- 
le, was anfänglich 4,1 Milliarden  
kosten würde und später immer  
mehr. Was Frau Werlen also zur  
AHV sagt, ist als Propaganda zu 
bezeichnen.

Leserbrief von Renata Werlen 
verlangt nach Richtigstellung

Stefan Heini, Zürich

Leserbrief

Zugegeben: Ich erhalte ger- 
ne Post von Freundinnen und  
Freunden, von Kolleginnen und  
Kollegen. Doch dieses Mal hat  
es mir fast die Sprache verschla- 
gen. Ich erhalte Post von Würden- 
trägern, die in den wohlverdien- 
ten, aber doch mit einem Geld- 
segen abgesicherten Ruhestand 
getreten sind.

Als ich den verlogenen Brief  
las, wurde mir als Rentner fast  
schlecht. Ich fragte mich, wis- 
sen sie überhaupt, was es heisst,  

mit knappen +nanziellen Mitteln  
zu leben?

Also ich schlage vor, dass  
die heutigen Grossverdiener ei- 
nen Fonds gründen und nicht nur  
die 13. AHV, sondern ihre Alters- 
rente von über 200’000 Franken  
dort einbezahlen.

Ich meine: Dann ist das her- 
beigeredete Finanzproblem der  
AHV über Jahrzehnte hinweg 
gelöst.

Ein skandalöser Brief 
von Altbundesräten

Hilar Eggel, Naters

Leserbrief


